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Wir hatten in der Zwischenzeit die Möglichkeit, uns über einen Kom-
promiss zu verständigen bzw. zu unterhalten. […] Ich werde Ihnen nun den 
formulierten Vorschlag vorlesen: „Im Rückblick auf die Diskussion um die 
Verfassungsänderung, die die Bevölkerung emotional bewegt hat, und im 
Hinblick auf die künftige Wahrnehmung der demokratischen Rechte im 
Fürstentum Liechtenstein gibt der Landtag folgende Erklärung ab: Der Land-
tag des Fürstentums Liechtenstein ruft die Bürgerinnen und Bürger des Für-
stentums Liechtenstein auf, ihre ihnen von der Verfassung und in den Geset-
zen eingeräumten demokratischen Rechte wahrzunehmen und sich für den 
Staat und die Gemeinschaft zu engagieren. Bürgerinnen und Bürger, die sich 
mit öffentlichen Fragen auseinander setzen, leisten einen wertvollen Beitrag 
für die in der Verfassung angelegte demokratische Ordnung. Der Landtag ver-
urteilt jede Art der Ausgrenzung, der Beleidigung und Verunglimpfung von 
Personen und Institutionen, die in Ausübung ihrer demokratischen Rechte 
und Pflichten sich engagieren und ihre Meinung öffentlich kundtun. Die Res-
pektierung anderer Meinungen, die Fairness im persönlichen Umgang sowie 
die Gewährleistung der Meinungsäusserungsfreiheit sind Voraussetzungen 
für den politischen Dialog und die freie Meinungsbildung. Damit sind sie 
auch die Grundlage jeder demokratischen Rechtsordnung. Ebenso gehört die 
Akzeptanz einer demokratisch zustande gekommenen Entscheidung dazu. 
In der Gemeinsamkeit seiner Bürgerinnen und Bürger, seiner Einwohnerin-
nen und Einwohner, liegen die besten Zukunftschancen für das Fürstentum 
Liechtenstein”.
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Weichen für den Dialog gestellt
Gestern traf Peter Schieder, Präsident der Parlamentarischen Versamm-

lung des Europarats, in Vaduz Vertreter des Landtags, um die Modalitäten des 
Verfassungsdialogs zu erörtern. Auf Schieders Programm standen Gespräche 
sowohl mit Vertretern aller Fraktionen des Landtags als auch der liechten-
steinischen Parlamentarier-Delegation beim Europarat. Seine Aufgabe war 
es, in Vorgesprächen die Situation zu sondieren und zu klären, wie der vom 
Europarat anstatt eines Monitorings beschlossene Dialog über die Verfas-
sungswirklichkeit stattfinden kann. Dazu der Präsident: „Ganz offen gespro-
chen: Ich glaube, dass der Dialog gut ist. Es bestehen hier Sorgen aufgrund 
der neuen Verfassung, von denen wir noch nicht wissen, ob sie wirklich 
eintreten werden. Das muss in aller Ruhe mit den betroffenen Landtagsfrak-
tionen und den Vertretern der Bürgergesellschaften geklärt werden.” [...]
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Dialog mit Liechtenstein eingestellt 
Das Büro der Parlamentarischen Versammlung des Europarates hat am 

Donnerstag entschieden, den Dialog mit Liechtenstein über die Verfassungs-
praxis zu beenden. Auf den Dialog hatte man sich verständigt, nachdem ein 
Monitoring von der Parlamentarischen Versammlung abgelehnt worden 
war. [...] Der Entscheid aus Strassburg kam wenig überraschend. Landesfürst 
und Erbprinz hatten wiederholt darauf hingewiesen, dass von diesem Dialog 
wenig zu erwarten sei. Erbprinz Alois äusserte sich bereits Ende 2004 über-
zeugt davon, dass der Europarat feststellen werde, „dass die Verfassungspra-
xis der Verfassung entspricht, [...]
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